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2. Holzwolle und Verpackungsholz ist an das Liefer­
werk zurückzusenden, soweit dies allein oder mit 
anderem Verpackungsmaterial eine Waggonladung 
ausmacht, die Rücksendung nach den Bestimmungen 
der Reichsbahn zulässig ist, und die Rücksendung 
verlangt wird.' Der entsprechende Wert abzüglich 
einer unter Umständen eintretenden Wertminde­
rung ist bei Rücksendung zu erstatten.

3. Die Rückgabe und Berechnung von Verpackungs­
material, das nur als Leihverpackung zur Verfügung 
gestellt wird, hat nach den hierfür geltenden Be­
stimmungen zu erfolgen.

XIII.

Mängelrügen

1. Beanstandungen der vereinbarten Menge, Güte, 
Sorte und Verpackung, die nicht nur für den Trans­
port bestimmt ist, müssen dem Lieferer von dem 
Besteller unverzüglich, spätestens binnen 15 Tagen, 
der DHZ Baustoffe binnen zehn Tagen nach Ent­
gegennahme der Ware, schriftlich vorliegen. Ver­
deckte Mängel hat der Besteller dem Lieferer unver­
züglich schriftlich nach Feststellung anzugeben. 
Nach Ablauf von sechs Monaten, beginnend mit der 
Entgegennahme der Ware, ist die Geltendmachung 
verdeckter Mängel ausgeschlossen, soweit nicht die 
Voraussetzungen der Ziff. 2 vorliegen. Wird die 
Mängelrüge vom Lieferer nicht anerkannt, so muß 
der Besteller sie innerhalb der sechs Monate seit 
Entgegennahme der Ware vor dem Staatlichen Ver­
tragsgericht geltend machen. Für private Abnehmer 
sind die Zivilgerichte zuständig. Haarrisse und 
chemische Verfärbungen von Fliesen und Ofen­
kacheln sind nicht als Mängel im Sinne des Ab­
schnitts XIII anzusehen.

2. Wird ein Mangel, der auf Fehler im Herstellungs­
verfahren oder auf Verwendung mangelhafter 
Grundstoffe zurückzuführen ist, erst nach Ablauf 
der sechs Monate erkennbar und ist die Ware ord­
nungsgemäß und entsprechend den Vorschriften von 
den Abnehmern gelagert, behandelt und verarbeitet 
worden, so kann der verdeckte Mangel bis zum Ab­
lauf von zwei Jahren nach Entgegennahme der 
Ware geltend gemacht werden.

3. Wird der Mangel vom Lieferer nicht anerkannt, so 
hat der Besteller auf seine Kosten ein Gutachten 
des zuständigen Amtes für Material- und Waren­
prüfung einzuholen und dem Lieferer zu übersenden. 
Ist die Mängelrüge begründet, so sind dem Besteller 
vom Lieferer alle Aufwendungen für das Gutachten 
zu erstatten.

4. Der Lieferer ist verpflichtet, die ihm nach Ziff. 1 
oder 2 angezeigten Mängel unverzüglich zu be­
seitigen, soweit dies möglich ist, oder entsprechen­
den Ersatz zu liefern oder Minderung mit dÄn Be­
steller zu vereinbaren. Läßt sich bei einer bean­
standeten Teilmenge mit Rüdesicht auf die Gering­
fügigkeit transportmäßig eine Ersatzlieferung nicht 
durchführen, und kommen die übrigen Möglich­
keiten nicht in Betracht, so wird der Besteller in­
soweit von der Zahlung des Kaufpreises freigestellt; 
die beanstandete Ware ist dem Lieferer zur Ver­
fügung zu stellen.

5, Wird die Ware dem Besteller angeliefert und lehnt 
er die Abnahme auf Grund einer Mängelrüge ab, so 
ist er verpflichtet, dem Lieferer unverzüglich tele­
fonisch oder telegrafisch von der Ablehnung Mit­
teilung zu machen. Eine Rücksendung oder ander­
weitige Verwendung der von ihm nicht abgenom­
menen Ware darf nur mit Zustimmung des Lieferers 
vorgenommen werden. Der Lieferer ist verpflichtet, 
seine Anweisungen unverzüglich telefonisch oder 
telegrafisch dem Besteller bekanntzugeben. Erhält 
der Besteller innerhalb 24 Stunden seit dem Tele­
fongespräch oder der Aufgabe des Telegramms bei 
der Post keine Anweisung, so ist er berechtigt und 
verpflichtet, die Ware auszuladen und einzulagern. 
Ist die Mängelrüge begründet, so trägt der Lieferer 
sämtliche Kosten und den eingetretenei) Schaden.

6, Lehnt der Besteller eine ganze Sendung wegen ein­
getretenen Transportschadens, der auf schuldhaft 
schlechte Verladung des Lieferwerkes zurückzu­
führen ist, ab, so gelten die Grundsätze der Ziff. 5. 
Der Besteller ist verpflichtet, über Transportschäden 
oder beim Transport entstandene Mindermengen 
bei Waggonlieferung eine amtliche Tatbestandsauf­
nahme durch die Reichsbahn vor Entladung der be­
schädigten Waren, bei anderen Transportmitteln ein 
Protokoll unter Hinzuziehung von Zeugen, an­
fertigen zu lassen.

7, Mängelrügen befreien nicht von der fristgemäßen 
Bezahlung des Rechnungsbetrages. Steht im Falle 
der Minderung die Höhe der Minderung vor Ablauf 
der Zahlungsfrist durch Vereinbarung fest, ist der 
Rechnungsbetrag abzüglich der Minderung fällig.

XIV.
Export

Für Verträge über Export gelten die Allgemeinen Be- ■ 
dingungen für den Abschluß von Verträgen zwischen 
den VEH „Deutscher Innen- und Außenhandel“ und 
den Lieferbetrieben der' Deutschen Demokratischen 
Republik über Warenlieferungen für den Export (GBl. 
1954 S. 426).

, XV.
Vertragsstrafe

1. Der Lieferer und der Besteller verpflichten sich, bei 
zu vertretender Verletzung folgender Vertrags­
pflichten eine Vertragsstrafe an den anderen Teil 
zu zahlen:
I. Der Lieferer,

a) wenn er den Liefertermin überschritten hat,
b) wenn er die Rechnung nicht rechtzeitig über­

sandt hat,
e

c) wenn er die Vereinbarung über Sorte, Güte 
oder sonstige zugesicherte Eigenschaften nicht 
eingehalten hat,

d) wenn er so spät liefert, daß der Besteller sein 
Recht zur Abnahmeverweigerung wegen Un­
zumutbarkeit ausübt,

e) wenn ihm die Lieferung aus von ihm zu ver­
tretenden Gründen nicht mehr möglich ist.

II, Der Besteller,
a) wenn er die Ware vertragswidrig nicht ent­

gegennimmt oder abnimmt.


